
Gewissen?
Zur Berichterstattung über die
Diätenerhöhung:

„Zwei Mal 292 Euro Diätener-
höhung, ein Stadtschloss für Ber-
lin um 590 Millionen Euro (kommt
wahrscheinlich teurer, da man ja
keinen Festpreis ausmacht), wel-
ches man ja eigentlich nur bauen
dürfte, wenn genügend Geld vor-
handen ist. Außerdem wird der
,Rettungsschirm‘ immer wieder
aufgestockt, der schon ins Uferlose
geht, da herrscht Einigkeit in der
Regierung. Eine aber schon jahre-
lang überfällige Steuersenkung für
die Bürger kann man sich dann na-
türlich nicht mehr leisten. Ich frage
mich schon lange, wo da das Ge-
wissen unserer ,Gewählten‘ bleibt.
Man weiß wirklich nicht mehr,
wen man überhaupt noch wählen
soll und kann, der uns ,Unterta-
nen‘ vertritt. Ich bin gespannt, wie
lange wir uns das gefallen lassen,
denn bei einer Volksbefragung, die
stets verhindert wird, würde es in
Deutschland wieder gerechter und
normaler aussehen.“

Christa Simmeth
Deggendorf

Waffengleichheit?
Zum Interview „Die Ratingagen-
turen sind ein Sündenbock“ mit
Wolfgang Gerke vom 12. Juli:

„Wolfgang Gerke trifft den
Punkt, wenn er sagt, man müsse
die Bedeutung der Ratingagentu-
ren mindern, ,indem man Ent-
scheidungen weniger abhängig
von ihren Urteilen macht‘. Was
müssten uns ihre Ratings etwa
kratzen, wenn die Anleger ihr übri-
ges Geld in jedem Fall als Kredit
zur Verfügung stellen müssten und
zwar zu den Konditionen, die die
Schuldner auch tragen können?
Das müssen sie heute eben nicht.
Es gibt ja eine gewaltige Diskre-
panz zwischen dem, was z. B. der
griechische Staat an Zinsen bezah-
len muss, und dem, was er zahlen
kann, ohne zu verarmen: Dieses
wäre nämlich der Zuwachs an
Steuern während der Laufzeit ei-
ner Anleihe und der wiederum ent-
spräche bei konstanten Steuersät-
zen der Wachstumsrate der Wirt-
schaft. Für zweijährige griechische
Staatsanleihen kassieren Anleger
derzeit stolze 27 Prozent (laut
,frontal 21‘). Hätten sie dagegen
Anteile an der ,Griechenland-AG‘,

müssten sie sich mit einer Rendite
von unter einem Prozent begnü-
gen. Das wirft die ,Griechenland-
AG‘ tatsächlich ab! Anleger haben
es aber nicht nötig, sich auf so et-
was einzulassen. Sie sitzen am län-
geren Hebel. Wenn ihnen die Zin-
sen zu niedrig sind, spielen sie lie-
ber bei einem Schneeballsystem
mit (Immobilien-, Aktienspekula-
tion etc.), oder horten ihr Geld
(,Liquiditätsfalle‘). Für die Real-
wirtschaft ist beides gleich
schlecht. Nobelpreisträger Paul
Krugman weist seit langem darauf
hin, dass amerikanische Banken
und Unternehmen in Cash
schwimmen, es aber nicht in die
Realwirtschaft investieren. Um
Waffengleichheit zwischen den
Kreditsuchenden und den Anle-
gern herzustellen, damit diese sich
mit dem begnügen müssen, was die
Schuldner tatsächlich aufbringen
können, müsste man vor allem die
Geldbesitzer für die Geldhaltung
bezahlen lassen, wie das etwa
Wirtschaftsnobelpreisträger Mau-
rice Allais vorgeschlagen hat.
Dann könnten sie eben nicht mehr
auf Cash sitzen und die Wirtschaft
zappeln lassen, bis sie ihnen ge-
nehme Zinsen zahlt. Das macht im
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Notfall dann immer der Staat,
wenn die Unternehmer, die rech-
nen können, es nicht mehr tun;
deshalb sitzen gerade die Staaten
in der Schuldenfalle. Wahrschein-
lich sind es eher die immer noch
sehr vielen AAAs der Ratingagen-
turen für die Staaten, die nicht rea-
listisch sind. Früher oder später
droht allen die Pleite. Es liegt an
den ,strukturellen Bedingungen‘
(Allais): vor allem der ,Hortbarkeit
des Geldes ohne nennenswerte
Kosten‘ und dem deshalb immer
positiven Zins, weshalb Schulden
und Vermögen wachsen müssen
bis zum Zusammenbruch.“

Walter Hanschitz-Jandl
Deggendorf

Euro begraben
Zur Berichterstattung über die
Euro-Krise:

„Der Euro ist der größte Reinfall
aller Zeiten. Deutschland war im
Aufschwung – bis der Euro kam.
Seitdem geht es mit dem deutschen
Bürger, ausgenommen Diäten-Be-
zieher, finanziell abwärts. Wer an-
deres behauptet, lügt ganz einfach.
Zu viele Problemkinder tun sich
auf: Griechenland, Portugal, Spa-

nien, Irland, Italien. Der Euro ist
zum Untergang verdammt. Lieber
ein Ende mit Schrecken, als Schre-
cken ohne Ende. Der Euro muss
begraben werden – mit allen Kon-
sequenzen. Er hat keinerlei Chan-
ce. Auch wenn der Neuanfang
heißt und hart ist. Die Frage ist
aber: Wie konnte es so weit kom-
men? Wir brauchen künftig Fach-
Experten und keine Politiker, die
heute dies und morgen das ma-
chen. Was dabei rauskommt, sieht
man ja. Die stopfen sich die Ta-
schen voll und lassen sich auch
noch fürstlich dafür entlohnen,
dass sie mit ihren kapitalen Fehl-
entscheidungen den Steuerzahler
und Bürger und damit das deut-
sche Volk ruinieren. Wir brauchen
ein neues System der Entschei-
dungsfindung. Dafür benötigt es
,echte‘ Fachexperten, die über
waghalsige Projekte, wie den Euro,
im Vorfeld ausgiebig über das Für
und Wider beraten. Und zu diesen
Experten können keine Leute zäh-
len, die nicht vorwiegend auf das
Land bedacht sind, sondern dar-
auf, sich die eigenen Taschen auf
möglichst elegantem Weg zu füllen.
Unser Regierungssystem muss in

Sachen Experten-Rat reformiert
werden, aber auch dahingehend,
dass das Volk miteinbezogen wird,
was in einer Demokratie selbstver-
ständlich sein sollte. Mit dem heu-
tigen Instrument Internet ist die
Vernetzung von Experten, aber
auch die Volksbefragung und
Volksabstimmung geradezu ein
Kinderspiel und so schnell wie nie
zuvor machbar. So man sie denn
will!“ Bernhard Flügel

Passau

Leserbriefe sind Äußerungen des
Verfassers und brauchen mit der
Meinung der Redaktion nicht
übereinzustimmen. Die Redaktion
behält sich außerdem das Recht zu
sinnwahrenden Kürzungen vor.
Über Leserbriefe kann keine Kor-
respondenz geführt werden. Im In-
ternet unter www.pnp.de können
Berichte der PNP auch online
kommentiert werden.

*
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Passau. Eine wichtige Rolle weist
Landwirtschaftsminister Helmut
Brunner dem ländlichen Raum bei
der Energiewende zu. Sowohl bei
der Windenergie wie bei der Photo-
voltaik sieht er hier große Poten-
ziale. Entscheidend sei aber auch
ein intelligentes Flächenmanage-
ment.

Solaranlagen auf Feldern, Nut-
zung von Biogas, Windräder im
Bayerwald − welche Chancen
und welche Risiken sehen Sie in
der Energiewende für den ländli-
chen Raum?

Helmut Brunner: Die Energie-
wende wird zwangsläufig im länd-
lichen Raum stattfinden, nicht in
den Metropolen. Ob Windkraft,
Photovoltaik oder Biomasse – je-
der Energieträger ist auf die Flä-
chen der Landwirte und Waldbe-
sitzer angewiesen. Wir müssen die
Energie dort erzeugen, wo sie be-
nötigt wird. Und wir müssen dafür
sorgen, dass sich die Menschen da-
mit identifizieren können – also
weg von anonymen Investoren hin
zu Bürgermodellen. Das alles bie-
tet enorme Chancen für den ländli-
chen Raum. Denken Sie etwa an
den Landwirt, der zunehmend
zum Energiewirt wird, weil er sein
Einkommen zu immer größeren
Teilen mit Solarstrom oder Biogas
erwirtschaftet. Es gibt aber auch
Risiken, beispielsweise die zuneh-
mende Flächenkonkurrenz zwi-
schen Nahrungsmittel- und Ener-
gieerzeugern. Die Energiewirte
können dank der bisherigen Boni
im Erneuerbare-Energien-Gesetz
(EEG) oft höhere Pachtpreise zah-
len als etwa diejenigen, die von der
Viehwirtschaft leben. Das führt in
Landkreisen wie etwa Rottal-Inn,
Landshut, Ansbach oder Donau-
Ries, wo es eine Vielzahl von Bio-
gasanlagen gibt, zu einem Wett-
kampf um die Pachtflächen. Stel-
lenweise werden für einen Hektar
Ackerland bis zu 1500 Euro pro
Jahr bezahlt. Deshalb habe ich
mich bereits frühzeitig für eine aus-
gewogene Korrektur der Biogas-
förderung im EEG eingesetzt. Eine
Korrektur, die vor allem Kleinanla-
gen zugute kommt und die auf die
Verwendung von Gülle zur Ener-
gieerzeugung abstellt. Ich möchte,
dass vor allem Abfälle und Rest-
stoffe verwendet werden statt wert-
vollem Getreide oder Mais. Die
bayerische Initiative war erfolg-
reich: Der Bund hat kürzlich eine
Sonderkategorie für kleine, gülle-
basierte Anlagen bis 75 kW einge-
führt. Das kommt unseren bäuerli-
chen Familienbetrieben zugute.

Ziel: Energieautarker
Bayerwald

Welche Chancen sehen Sie für
die Windenergie?

Brunner: Hier sehe ich große Po-
tenziale, gerade in den windrei-
chen Mittelgebirgslagen. Die baye-
rischen Staatsforsten können bei
der Windenergie eine Vorreiterrol-
le einnehmen, denn landesweit

gibt es rund 800 000 Hektar Staats-
wald. Bereits 2007 hat das Unter-
nehmen 131 Standortsicherungs-
verträge für mögliche Windkraft-
anlagen abgeschlossen, was aber
in der Bevölkerung überwiegend
auf Kritik gestoßen ist. Ich habe als
Aufsichtsratsvorsitzender schon
damals darauf gedrängt, dass sol-
che Verträge nur im Konsens mit
den betroffenen Kommunen und
Bürgern umgesetzt werden – mit
der Folge, dass keine einzige Anla-
ge realisiert wurde. Neuerdings
dreht sich aber sozusagen der
Wind, Kommunen machen jetzt
von sich aus Standortvorschläge
und treffen Beschlüsse pro Wind-
kraftanlagen. Dennoch sollten wir
mit Augenmaß vorgehen, damit
wir unser Land nicht unkontrol-
liert mit Windrädern überziehen.
Ich stelle mir deshalb eine Konzen-
tration mehrerer Anlagen in Wind-
parks vor. Zugleich müssen wir be-
reit sein, auch über bisherige Tabus
nachzudenken. So gibt es etwa alte
Beschlüsse, wonach es in der Na-
turparkregion Bayerischer Wald
keine Windräder geben soll. Ein
entsprechendes Verbot im Natio-
nalpark sehe ich ein. Aber der Na-
turpark betrifft sechs Landkreise –
warum sollte es dort keine Wind-
räder geben? Denken Sie an den
Brotjacklriegel oder den Hohen
Bogen, die ja bereits mit Sende-
masten bebaut sind – wem schadet
es, wenn da noch ein paar Wind-
räder stehen? Mein Traum ist, eini-
ge Regionen in absehbarer Zeit en-
ergieautark zu machen. Vielleicht
können wir das im Bayerwald in 20
Jahren schaffen. Mit Unterstüt-
zung der Fachhochschule Deggen-
dorf wird derzeit eine Bestandsauf-
nahme gemacht. Zugleich wird das
Interesse der Bürger erkundet, sich
an regionalen Anlagen zu beteili-
gen.

Welche Vorstellungen haben Sie
bei der Photovoltaik?

Brunner: Ich meine, wir müssen
die großen Standortvorteile Bay-
erns bei der Sonnenenergie für den
ländlichen Raum nutzen. Deshalb
habe ich mich immer dafür einge-
setzt, auch auf der Fläche wieder
eine kontrollierte Einspeisevergü-
tung zu gewähren. Freiflächen-
photovoltaik ist die billigste und
effizienteste Form der Solarstrom-
erzeugung. Ich bedauere, dass es
eine solche Förderung nach wie
vor nicht gibt. Für Kleinanlagen
mit bis zu fünf Hektar könnte ich
mir eine Vergütung vorstellen,
denn auch ich will keine Großan-
lagen, die unsere Landschaft ver-
schandeln. Um das zu verhindern,
hätten wir aber genügend Stell-
schrauben. Die Planungs- und Ge-
nehmigungshoheit sollte bei den
Kommunen liegen und ich könnte
mir zudem eine Begrenzung auf ein
Prozent der Gemeindefläche vor-
stellen. Zudem sollten solche An-
lagen aus meiner Sicht harmonisch
in die Landschaft integriert wer-
den. Die im EEG bisher geforderte
Anbindung an ein Wohngebiet hat
Widerstände geradezu provoziert.

Um das Thema vom Anfang
noch mal aufzunehmen: Wie
kann es sein, dass einem Flä-
chenland wie Bayern die Flä-
chen ausgehen?

Brunner: Es ist noch nicht so lange
her, dass die EU den Bauern Geld
gezahlt hat, wenn sie Flächen still-
gelegt haben. Das wäre heute nicht
mehr verständlich. Die Ressource
Boden ist heute so begehrt, dass sie
verknappt. Dabei geht es beileibe
nicht nur um die Land- und Ener-
giewirte. Landesweit fallen täglich
16 Hektar landwirtschaftliche Pro-
duktionsfläche dem Bau von Stra-
ßen und Siedlungen zum Opfer.
Das sind 23 Fußballfelder. Gleich-

zeitig wächst aber, wie gesagt, ste-
tig der Flächenbedarf für die Er-
zeugung von Nahrungsmitteln und
Energiepflanzen.

Welche Folge muss das haben?
Brunner: Wir brauchen ein intelli-
gentes Flächenmanagement, das
die Anforderungen von Siedlung,
Infrastruktur, Lebensmittelversor-
gung, Energieproduktion und Na-
turschutz bestmöglich in Einklang
bringt. Die Umnutzung leer ste-
hender Gebäude und brach liegen-
der Industrieflächen soll künftig
absoluten Vorrang haben vor Neu-
bauten auf der grünen Wiese. Mög-
liche Anreize für die Revitalisie-
rung von Dorf- und Stadtkernen
sind Abrissprämien, höhere Er-
schließungsgebühren für Neubau-
siedlungen oder unterschiedliche
Grunderwerbs- und Grundsteuer-
sätze im Innen- und Außenbe-
reich. Handlungsbedarf besteht

aber nicht nur bei baulichen Ein-
griffen in Natur und Landschaft,
sondern auch bei den dafür zu leis-
tenden Ausgleichsflächen und Er-
satzmaßnahmen. Hierfür werden
zusätzlich zu den genannten 16
Hektar Fläche nochmals täglich
acht Hektar benötigt. Deshalb soll-
te künftig bei den Ausgleichsflä-
chen weniger der Umfang als viel-
mehr die ökologische Qualität im
Vordergrund stehen. Da muss man
auch daran denken, den Ausgleich
statt in Fläche in Euro vorzuneh-
men und mit dem Geld bestehende
Ausgleichsflächen qualitativ auf-
zuwerten, einen ökologischen

„Energiewende findet im ländlichen Raum statt“
Staatsminister Helmut Brunner fordert im PNP-Interview, die Standortvorteile Bayerns zu nutzen

Mehrwert zu schaffen. Stichwort:
Euros statt Hektar. Denkbar wäre
auch, extensiv genutzte Agrarflä-
chen anzurechnen und Maßnah-
men zum Umbau von Reinbestän-
den in klimatolerante Mischwäl-
der. Jedenfalls sollen die Ersatz-
maßnahmen besser als bisher in
die landwirtschaftliche Produkti-
on integriert werden. Und Flächen
für Photovoltaik- und Windkraft-
anlagen sollten ganz aus der Kom-
pensationspflicht genommen wer-
den – schließlich geht es hier doch
um die Schaffung von regenerati-
ven, erneuerbaren Energien.

Es gab viel Aufregung um das
Thema E-Wald − Elektromobili-
tät im Bayerwald. Insbesondere
warf die CSU dem FDP-Wirt-
schaftsminister Martin Zeil vor,
sich zu wenig zu kümmern. Hat
sich das gelegt?

Brunner: Mitte Juni wurde die Ge-

nehmigung für die erste Projekt-
phase erteilt. Die ersten Elektroau-
tos fahren bereits, die Testflotte soll
heuer noch auf 14 Fahrzeuge auf-
gestockt werden. Im kommenden
Jahr sollen dann auch Mietwagen
zur Verfügung stehen. An diesem
Projekt sind sechs Landkreise be-
teiligt, daher habe ich auch immer
einen höheren Förderanspruch ab-
geleitet. Ich wäre nicht zufrieden,
wenn man die für diese Projekte
bereitgestellten 30 Millionen Euro
einfach dritteln würde, E-Wald al-
so nur zehn Millionen Euro bekä-
me wie Bad Neustadt und Gar-
misch. Was Garmisch angeht,
muss man jetzt sowieso abwarten,
denn die Begründung für die Auf-
nahme Garmischs war die Olym-
piabewerbung.

Wie viel erwarten Sie?
Brunner: Das Doppelte, 20 Millio-
nen Euro.

Lanze für den Arber als
Weltcup-Standort

Nach dem Olympia-Aus stellt
sich die Frage: Welche Chancen
gibt es, Gelder für unsere Region
abzuzweigen?

Brunner: Wäre die Bewerbung er-
folgreich gewesen, hätte Bayern
die Kosten für Verkehrsinfrastruk-
tur und Wintersportanlagen ja
nicht alleine schultern müssen,
Berlin hätte bei vielem mitbezahlt.
Das Geld fehlt jetzt natürlich. Die
Frage ist nun: Was leistet sich Bay-
ern trotzdem? So wie wir im Falle
eines Zuschlags für München und
Garmisch darauf hätten dringen
müssen, dass die Wintersportstät-
ten im Bayerwald nicht abgehängt
werden, so müssen wir jetzt darauf
bestehen, dass mögliche Gelder
gerecht verteilt werden. Mir geht es
darum, dass der Bayerwald auf Au-
genhöhe mit anderen Wintersport-
zentren wie Garmisch, Oberstdorf
und Ruhpolding behandelt wird.
Auch der Bayerwald muss wett-
kampftauglich sein, es muss hier
internationale Wettkämpfe geben
und gleichzeitig Breitensport und
Tourismus bedient werden. Das
reicht bis hin zu der Frage, warum
Wintersporttalente und Spitzen-
sportler auf Skigymnasien in Süd-
bayern gehen müssen? Warum gibt
es entsprechende Kapazitäten
nicht bei uns, an unseren Schulen?
Deswegen habe ich die sechs
Landkreise um konkrete Vorschlä-
ge gebeten und daraus das Kon-
zeptpapier „Vision Wintersport
Bayerwald 2020“ formuliert. Ich
habe das Papier heute dem Minis-
terpräsidenten übergeben und ihn
dringend um Unterstützung gebe-
ten, den Großen Arber dauerhaft
als Weltcup-Standort zu erhalten.
Hier wurden in den vergangenen
Jahren 30 Millionen Euro in mo-
derne Liftanlagen investiert. Der
Arber ist unser modernstes Skige-
biet und der Weltcup ist ein im-
menser Werbeträger für die Win-
tersportregion Bayerwald.

Interview: Ernst Fuchs
und Alexander Kain

München. Ein endloses Streit-
thema in der bayerischen Politik
ist die Zahl der Lehrer. Kultusmi-
nister Ludwig Spaenle (CSU) will
zum neuen Schuljahr 3000 neue
Lehrer einstellen. Damit wird die
Zahl der Pädagogen in Bayern auf
einen neuen Höchststand steigen:
„Wir haben die höchste Zahl an
Lehrerinnen und Lehrern, die seit
1946 im Schuldienst ist“, sagte
Spaenle gestern bei der letzten
Landtagsdebatte vor der Sommer-
pause. Der SPD-Bildungsexperte
Martin Güll nannte Spaenles An-
kündigung völlig unzureichend.
„Davon kommt an den Schulen
kaum etwas an, weil sehr viele Leh-
rer in den Ruhestand gehen und er-
setzt werden müssen.“

Knapp die Hälfte der Nach-
wuchslehrer, nämlich 1400, soll an
Grund-, Haupt- und Mittelschulen
unterrichten. Für die Realschulen
sind 590 neue Lehrer vorgesehen,
für die Gymnasien 405. Der Rest
verteilt sich auf die übrigen Schul-
arten. „Das alles sind Planstellen“,
betonte der Minister. Es sollen
noch mehrere hundert Lehrer auf
Angestelltenbasis eingestellt wer-
den. Spaenle räumte aber ein, dass
nicht alle Uni-Absolventen einge-
stellt werden könnten. Schwierig-
keiten bei der Stellensuche haben
vor allem Gymnasial- und Real-
schullehrer, die neue Sprachen un-
terrichten. Für nicht übernomme-
ne Bewerber gebe es eine Wartelis-
te, betonte Spaenle. Zudem will
das Kultusministerium helfen, von
der Arbeitslosigkeit bedrohte Jung-
lehrer in andere Bundesländer zu
vermitteln. Die Opposition warf
Spaenle vor, zu viele Junglehrer auf
der Straße stehen zu lassen. − lby

Wieder Streit um
Lehrerstellen

in Bayern

München. Nach mehr als einem
Jahr Tauziehen haben CSU und
FDP ihren Streit um die Unterbrin-
gung von Flüchtlingen in Bayern
einvernehmlich gelöst. Sozialmi-
nisterin Christine Haderthauer, In-
nenminister Joachim Herrmann
(beide CSU), die Sozialexperten
beider Fraktionen und FDP-Frak-
tionschef Thomas Hacker verstän-
digten sich bei einem Spitzentref-
fen gestern auf die Formulierungen
für die Gesetzesänderung. „Ich bin
guter Dinge, dass wir das noch vor
der Sommerpause ins Kabinett
bringen“, sagte Haderthauer. CSU
und FDP hatten sich bereits im Mai
2010 grundsätzlich darauf verstän-
digt, in Zukunft mehr Asylbewer-
bern als bisher den Auszug aus den
Gemeinschaftsunterkünften zu er-
möglichen, die der Bayerische
Flüchtlingsrat als „Lager“ kriti-
siert. So sollen etwa Familien mit
Kindern aus den staatlichen
Flüchtlingsunterkünften auszie-
hen dürfen, sobald ihr Asylverfah-
ren beendet ist. Alle anderen Asyl-
bewerber sollen, heißt es, in der
Regel nach vier Jahren in eine eige-
ne Wohnung ziehen dürfen. − lby

CSU und FDP
lösen Asylstreit

„Wir müssen die Energie dort erzeugen, wo sie benötigt wird“, fordert
Minister Helmut Brunner. − Foto: Bircheneder




